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§ 6 VGU 2014 Gemeinsame
Bestimmungen

VGU 2014 - Gesundheitsiberwachung am Arbeitsplatz 2014

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 26.02.2025

1. (1)Als Eignungsuntersuchung im Sinne dieser Verordnung gilt die fir die erstmalige Aufnahme einer Tatigkeit
durchgefuhrte Untersuchung betreffend eine bestimmte Einwirkung, unabhangig davon, in welchem Betrieb die
Tatigkeit erfolgte.

2. (2)Die Zeitabstande der Folgeuntersuchungen sowie der wiederkehrenden Untersuchungen der Horfahigkeit
werden in der Anlage 1 dieser Verordnung festgelegt.

(Anm.: Abs. 2a und 2b aufgehoben durch Art. 2 Z 5,BGBI. Il Nr. 330/2024)

3. (3)Untersuchungen, die denselben/dieselbe Arbeitnehmer/in betreffen, sind méglichst zu demselben Zeitpunkt
durchzufihren. Zur Zusammenfuhrung der Untersuchungszeitpunkte kénnen die in Anlage 1 geltenden
Zeitabstande auf maximal das 1,5fache erstreckt werden, bis ein einheitlicher Untersuchungszeitpunkt erreicht
ist.

4. (4)Eignungs- und Folgeuntersuchungen gemal3 § 49 ASchG, Untersuchungen der Horfahigkeit gemall & 50 ASchG
und sonstige besondere Untersuchungen gemaR § 51 ASchG sind in dem in Anlage 2 (Untersuchungsrichtlinien)
festgelegten Umfang durchzufihren.

5. (5)Bei Durchfiihrung der Untersuchungen ist nach den anerkannten Regeln der Arbeitsmedizin vorzugehen.
Der/die untersuchende Arzt/Arztin hat allenfalls vorhandene Befunde vorangegangener Untersuchungen im
Sinne dieser Verordnung zu berucksichtigen.

6. (6)Werden zu Teilbereichen der Untersuchungen andere Arzte/Arztinnen oder Labors herangezogen, so hat
der/die untersuchende Arzt/Arztin die Ergebnisse dieser Teiluntersuchungen bei der Beurteilung zu
berucksichtigen. Er/sie hat die Beurteilung eigenhandig zu unterzeichnen oder mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur zu versehen.

7. (7)Bei Eignungs- und Folgeuntersuchungen sind zur Vereinheitlichung der Anamnese, des Untersuchungsganges
und der Befundermittlung sowie zur Dokumentation die auf der Website der Arbeitsinspektion
(www.arbeitsinspektion.gv.at) zum Download zur Verfligung stehenden Untersuchungsformulare zu verwenden.
Es kdnnen auch Untersuchungsformulare verwendet werden, die diesen inhaltlich entsprechen und gut lesbar
sind.

8. (7a)Die Ubermittlung von Befund und Beurteilung kann gemaR§ 52a ASchG elektronisch iber verschlisselte
Verbindungen (zumindest TLS 1.2, AES mit mindestens 128 Bit Verschllsselung sowie RSA mit mindestens 2048
Bit Austausch) erfolgen

1. 1.Uber die Webapplikation ,Eignungs- und Folgeuntersuchung” der Arbeitsinspektion oder
2. 2.durch Ubermittlung der Daten in den Vorgaben der Arbeitsinspektion entsprechender strukturierter Form
(XML-Datenformat).
9. (7b)Der/die untersuchende Arzt/Arztin hat Befund und Beurteilung, sofern die Ubermittlung elektronisch geman
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Abs. 7a erfolgt, mit einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen.

10. (7c)Zur Gewahrleistung der Datensicherheit sind fur die Arbeitsinspektion folgende MaBnahmen zu treffen:

1. 1.Esist sicherzustellen, dass der Zugriff auf Befund und Beurteilung im Sinn des8 53 ASchG nur dem
arbeitsinspektionsarztlichen Dienst und der Abteilung fur Arbeitsmedizin im Zentral-Arbeitsinspektorat
moglich ist. Die fur die IT der Arbeitsinspektion zustandige Organisationseinheit hat fur den Betrieb Zugriff
auf die Daten zum Zweck der Bereitstellung sowie fir Wartung und Pflege des Systems.

2. 2.Die Zugriffsberechtigungen fur die Benutzer/innen sind individuell zuzuweisen und zu dokumentieren. Die
Zugriffsberechtigten sind tber die Bestimmungen nach § 6 Datenschutzgesetz (DSG), BGBI. | Nr. 165/1999, in
der jeweils geltenden Fassung,, Uber den Inhalt dieser Verordnung sowie tber das Datensicherheitskonzept
nach Z 7 zu belehren.

3. 3.Zugriffsberechtigte sind von der weiteren Benutzung ihrer Zugriffsberechtigung auszuschlieBen, wenn sie
diese zur weiteren Erfullung der ihnen Ubertragenen Aufgaben nicht mehr benétigen oder sie die Daten
nicht entsprechend ihrer Zweckbestimmung verwenden.

4. 4.Der Zugang zu den Serverraumen des Zentral-Arbeitsinspektorates ist ausschlief3lich den
Mitarbeiter/innen der flr die IT der Arbeitsinspektion zustandigen Organisationseinheit sowie deren
Vorgesetzten in aufsteigender Linie gestattet. Sind Service- und Wartungsarbeiten erforderlich, kann auch
anderen Personen der Zugang zu den Serverraumen gewahrt werden. Diese Personen sind von den
Mitarbeiter/innen der fir die IT der Arbeitsinspektion zustandigen Organisationseinheit wahrend ihrer
Tatigkeit im Serverraum zu beaufsichtigen. Ist es erforderlich, dass externen Personen zu Rdumen mit einer
Zugriffsmoglichkeit auf die Daten Zutritt zu gewahren ist, so ist jedenfalls sicherzustellen, dass eine
Einsichtnahme in die Daten durch diese nicht moglich ist.

5. 5.Es ist sicherzustellen, dass geeignete, dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Vorkehrungen
getroffen werden, um eine Vernichtung, Verdnderung oder Abfrage der Daten durch unberechtigte
Benutzer/innen oder Systeme zu verhindern.

6. 6.Alle durchgefiihrten Verarbeitungsvorgénge, wie insbesondere Eintragungen, Anderungen, Abfragen und
Ubermittlungen sind im notwendigen AusmaR zu protokollieren. Diese Daten sind zehn Jahre lang
aufzubewahren. Am Jahresende des zehnten Jahres sind diese zu 16schen. Wurde die Aufbewahrungsfrist
auf Grund einer arbeitsmedizinischen Begrindung tber die zehn-Jahresfrist hinaus verlangert, so sind die
Protokolldaten zu diesen Einzelfdllen entsprechend der festgelegten Frist aufzubewahren.

7. 7.Es ist ein Datensicherheitskonzept zu erstellen, in dem samtliche Datensicherheitsmalinahmen fiir den
Betrieb sowie fur die Aufbewahrung der Daten anzuordnen sind. Das Datensicherheitskonzept ist fur alle
Benutzer/innen, die Zugriff auf die Daten haben, verbindlich.

11. (8)Untersuchungen im Sinne dieser Verordnung sind vorrangig von gemal3§ 79 ASchG bestellten
Arbeitsmedizinern/Arbeitsmedizinerinnen durchzufiihren. Arbeitgeber/innen missen den untersuchenden
Arzten/Arztinnen Zugang zu den Arbeitsplitzen der zu untersuchenden Arbeitnehmer/innen gewihren und alle
erforderlichen Informationen (iber die Arbeitsplétze zur Verfiigung stellen. Die untersuchenden Arzte/Arztinnen
haben sich jedenfalls Kenntnis von den konkreten Arbeitsbedingungen des/der zu untersuchenden
Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin zu verschaffen. Dies kann durch Besichtigung des jeweiligen Arbeitsplatzes
und/oder durch Einholung der zur Beurteilung und Beratung erforderlichen Informationen Uber den Arbeitsplatz
erfolgen.

In Kraft seit 03.12.2024 bis 31.12.9999

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.jusline.at/gesetz/aschg/paragraf/53
https://www.jusline.at/gesetz/vgue_2008/paragraf/6
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1999_165_1/1999_165_1.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/aschg/paragraf/79
file:///

	§ 6 VGÜ 2014 Gemeinsame Bestimmungen
	VGÜ 2014 - Gesundheitsüberwachung am Arbeitsplatz 2014


